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Zusammenfassung: Technologien wie Smart Grids 
sollen den Ausbau nachhaltiger Energieversorgung 
unterstützen. Digitale Netze würden, so die Vorstel-
lung, die Energieeffizienz steigern, zur Versorgungs-
sicherheit beitragen, die Integration erneuerbarer 
Energien optimieren sowie neue Geschäftsmodelle 
im Netz ermöglichen. Die gesetzliche Regulierung 
soll dabei einen verbindlichen Handlungsrahmen 
schaffen. Der Beitrag stellt diese harmonisierende, 
top-down-orientierte Vorstellung in Frage; er fokus-
siert auf zentrale Auseinandersetzungen zwischen 
verschiedenen Akteuren um die gesetzliche Nor-
mierung von intelligenten Messsystemen und auf 
die Frage, wie eine solche Normierung „von unten” 
mitgestaltet wird. Mithilfe des systemtheoretischen 
Konzeptes der Re-Spezifikation wird gezeigt, wie 
Organisationen die gesetzlichen Vorhaben entlang 
ihrer Eigenlogik aufnehmen, umsetzen und in einen 
rekursiven Prozess transformieren. Ihre Aushand-
lungen kreisen um konkrete technische Systeme und 
Geschäftsmodelle. Im Ergebnis jedoch werden nicht 
nur die Normen rund um die Digitalisierung der 
Netze, sondern auch die damit verbundene Bedeu-
tung von Nachhaltigkeit rekursiv gebildet. Empirisch 
stützt sich die Analyse auf Expert*inneninterviews, 
Stellungnahmen verschiedener Verbände und ande-
re Felddokumente.
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Abstract: Technologies such as smart grids are inten-
ded to support the expansion of sustainable energy 
supply. It is widely expected that digital grids will 
increase energy efficiency, contribute to security of 
supply, optimize the integration of renewable ener-
gies and enable new business models in the grid. 
Legal regulation is intended to create a binding fra-
mework for action. The article questions this harmo-
nizing, „top-down“ oriented conception; it focuses on 
central disputes between different actors about the 
legal standardization of smart metering systems and 
on the question of how this process is shaped „from 
below“. Using the system-theoretical concept of 
re-specification we demonstrate how organizations 
take up the legal plans along their own logic, im-
plement them and transform them into a recursive 
process. Their negotiations revolve around specific 
technical systems and business models. As a result, 
however, not only the norms concerning digitization 
of networks but also the associated meaning of sus-
tainability are recursively formed. Empirically, the 
analysis is based on interviews with experts, state-
ments by various associations and other field docu-
ments.
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Einleitung

Die Energiewende in Deutschland wird von der Bun-
desregierung als einer der wichtigsten Bausteine für 
nachhaltige Entwicklung – vor allem in Hinblick auf 
die Reduktion der CO2-Emissionen – angesehen. 
Momentan werden politisch vorwiegend der Aus-
bau der erneuerbaren Energiequellen wie Wind, 
Wasser, Sonne und Biomasse sowie der Ausbau von 
E-Mobilität als Schlüssel zur Energiewende betrach-
tet (BMBF 2022). Darüber hinaus sind auch Aspekte 
des Energieverbrauchs und der Energieeffizienz von 
Relevanz; so gewinnen z.B. Fragen des klimafreund-
lichen Wohnens an Bedeutung (BMWK 2022a). Dabei 
nimmt die Digitalisierung die Rolle einer technolo-
gischen Klammer ein, die die erwähnten Zielvorstel-
lungen und normativen Erwartungen miteinander 
verbinden und in Einklang bringen soll. Insbesonde-
re könne man mit Digitalisierung Fragen der dezen-
tralen Einspeisung und Speicherung angehen, die 
sich bei der Nutzung erneuerbarer Energien stellen 
(BMWK 2022b). 
Digitalisierung wird in diesem Zusammenhang oft 
unhinterfragt als ein unspezifisches gesellschaftli-
ches Desiderat ins Spiel gebracht. Der technische Be-
reich, in den besonders viele Hoffnungen bzgl. der 
Energiewende projiziert werden, ist die Digitalisie-
rung der Stromnetze bzw. die Entwicklung von „Smart 
Grids“ (BSI/BMWi 2019, Folkers 2019). So wundert es 
nicht, dass es in den letzten Jahren zu verschiedenen 
gesetzlichen Versuchen kam, genau diesen Bereich 
zu regulieren. Intelligente Netze haben das Potential, 
die Energieversorgung zu revolutionieren, eine neue 
Infrastruktur der Energiewende ins Leben zu rufen 
und damit sogar eine „Sektorenkopplung“ zu ermög-
lichen – vor allem in Hinblick auf den Ausbau der In-
frastruktur für Elektromobilität sowie auf die Trans-
formationen des Wärmeversorgungssektors (Canzler 
et al. 2017, Fraunhofer IEE 2022). 
Die Digitalisierung soll insbesondere die organisa-
tionale Dezentralisierung der Energieversorgung 
unterstützen, die im Kontext der Energiewende im 
Vordergrund steht. Das „neue“ System der Energie-
versorgung ist sowohl technologisch als auch or-

ganisational durchaus heterogen sowie insgesamt 
dezentral aufgebaut (Canzler et al. 2017). Die Ener-
gieproduktion aus erneuerbaren Energien unterliegt 
dabei natürlichen Schwankungen. Die digitalen Net-
ze sollen hier den wohl austarierten Ausgleich zwi-
schen der Produktion und dem Verbrauch leisten, 
Energieersparnisse ermöglichen und einen sicheren 
und präzisen Datenaustausch zwischen einer Viel-
zahl von Teilnehmer*innen gewährleisten. Der uni-
laterale planungsorientierte Prozess des klassischen 
Lastmanagements, das sich auf vergangenheitsori-
entierte Erfahrungswerte stützt, soll durch ein neu-
es dezentrales „Ökosystem“ abgelöst werden, das 
auf einer Echtzeitkoordination sowie auf Feedback- 
und Interaktionsprozessen aufbaut. Dabei wird dem 
digitalen Smart Grid als einer auf standardisierter 
Elektro- und Informationstechnik basierenden Inf-
rastruktur eine harmonisierende Rolle im Energie-
versorgungssystem zugeschrieben (z.B. Energiesys-
tem-Forschung 2022). 
Damit diese Rolle ausgeführt werden kann, ist ne-
ben der Bewältigung verschiedener technologischer 
Herausforderungen eine rechtliche Regulierung 
der digitalen Infrastruktur der Energieversorgung 
notwendig. Wie auch bei anderen Teilaspekten der 
Energiewende wird versucht, durch gesetzliche 
Grundlagen die Umsetzung der Digitalisierung der 
Stromnetze voranzubringen. Im Jahr 2016 nimmt die 
Digitalisierung der Energiewende erstmals durch ein 
gleichnamiges Gesetz (GDEW) Einzug in das deut-
sche Recht. Das GDEW umfasst Vorgaben zur Stan-
dardisierung und Umsetzung der anzuwendenden 
Technologien, zu Datenschutzstandards, Berechti-
gungsmanagement bzgl. Datenerhebung und -ver-
arbeitung sowie zu Sicherheitsstandards und vielem 
mehr. Mit diesem Artikelgesetz wird u. a. das „Gesetz 
über den Messstellenbetrieb und die Datenkommu-
nikation in intelligenten Energienetzen” (Messstel-
lenbetriebsgesetz - MsbG) eingeführt, welches den 
Messstellenbetrieb und die Datenkommunikation 
in intelligenten Energienetzen regeln soll. Entgegen 
der Erwartung der Gesetzgeber, dass das Gesetz für 
alle Beteiligten Transparenz und Effizienz schaffen 
würde (BNetzA 2022a), stößt die Regulierung dieses 
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Bereiches auf enorme Hindernisse: Die Umsetzung 
erfolgt bestenfalls zögerlich; kritische Teile des dazu-
gehörigen Normenkonvoluts sind höchst umstritten. 
Diese konnten bisher trotz verschiedener rechtlicher 
Nachjustierungen auch sieben Jahre nach der Veröf-
fentlichung des Entwurfs des GDEW (Stand Oktober 
2022) nicht final ausgearbeitet werden. 
In diesem Beitrag fokussieren wir die Normen rund 
um den Einsatz der neuen intelligenten Messsysteme 
(Smart Meter) als zentrales Element der Digitalisie-
rung der Netze. Wir zeigen, auf welche Weise sich an 
dieser technischen und rechtlichen Lösung die Dis-
kussion um die Frage entzündet, wie die Infrastruk-
tur für die Stromversorgung der Zukunft ausgestaltet 
werden soll. Dabei wird von verschiedenen Akteuren 
auf unterschiedliche Art und Weise an diverse Vor-
stellungen von Nachhaltigkeit angeknüpft; gleich-
zeitig werden diese Vorstellungen in konkrete tech-
nische und organisationale Auseinandersetzungen 
heruntergebrochen, sodass sie in der Praxis laufend 
re-spezifiziert werden. 
Nachdem wir die Grenzen der aktuellen Forschung 
zur Digitalisierung der Netze dargestellt haben (1.), 
entwerfen wir eine theoretische Perspektive, die ver-
deutlicht, dass organisationale Akteure, welche die 
Adressaten der Gesetze sind, diese re-spezifizieren 
(Besio/Meyer 2015, Luhmann 1994: 302 ff., Luhmann 
2002: 143 ff.); d. h. sie interpretieren und übersetzen 
die Gesetze, passen sie an und konkretisieren sie in 
spezifischen praktischen Tätigkeiten. Zudem ver-
suchen organisationale Akteure aktiv – etwa durch 
Lobbyarbeit oder durch die Mitwirkung in sektora-
len Verbänden – Gesetze mitzugestalten (Zimmer 
2001). Im Ergebnis wirken ihre Tätigkeiten rekursiv 
(Giddens 1984) auf die Gesetzgebung zurück und ge-
stalten die zugrunde liegenden Nachhaltigkeitsziele 
(mit) (2.). Nach einer kurzen Einführung in die ver-
wendeten empirischen Methoden (3.) fokussieren 
wir die Thematik des Einsatzes intelligenter Messsys-
teme (Smart Meter). Wir analysieren die Reaktionen 
der Akteure auf die Einführung des MsbG, die von 
diesem besonders betroffen sind, d.h. insbesondere 
Stadtwerke, ihre Netzbetreiber (als „grundzustän-

dige” Messstellenbetreiber1) und Gerätehersteller. 
Wir zeigen, wie sie die rechtlichen Vorgaben in ihren 
Praktiken re-spezifizieren und inwiefern sie Druck 
auf den Gesetzgeber erzeugen, die rechtliche Lage zu 
ändern bzw. weiterzuentwickeln (4.). An diesem Fall 
lässt sich gut verdeutlichen, dass Digitalisierung im 
Energiebereich, welche politisch als ein harmonisie-
rendes Projekt diskutiert wird, in der Praxis intensiv 
umkämpft und durch organisationale Aushandlun-
gen um die geltenden rechtlichen Normen geprägt 
ist. Organisationale Re-Spezifikationen und die dar-
auffolgende Justierung der Gesetze führen zu einer 
rekursiven Normenbildung (5.). Abschließend disku-
tieren wir die Bedeutung der dargestellten Aushand-
lungsprozesse kritisch im Zusammenhang mit Nach-
haltigkeit: Die Digitalisierung der Netze führt nicht 
zu einer linearen Umsetzung politischer Nachhaltig-
keitsziele, sondern prägt die Bedeutung von Nachhal-
tigkeit in einer unintendierten Art und Weise (6.).
 
1. Neue digitale Infrastruktur der 
Energiewende und ihre rechtliche 
Normierung

Die wichtigste strukturelle Folge der Energiewende 
besteht im Übergang von monopolartigen, zentra-
lisierten Formen der Energieversorgung zu einem 
inklusiveren Modell, in dem sich neben Großkonzer-
nen eine Vielfalt organisationaler Akteure wie Ener-
giegenossenschaften, Stadtwerke, Kommunen, Über-
tragungs- und Verteilnetzbetreiber, wettbewerbliche 
Messstellenbetreiber usw. sowie Bürger*innen (ggf. 
als Prosument*innen) engagieren (Mautz et al. 2008, 
Kungl/Geels 2018, Ametowobla et al. 2021, Agora 
Energiewende 2017, Ohlhorst 2018).2 In Zusammen-
hang mit dem Thema Digitalisierung treten weitere 
Akteure wie Gerätehersteller, IT- und Kommunika-

1	 Siehe	 Kapitel	 4	 für	 eine	 detaillierte	 Erklärung	 zum	 Begriff	 der	
„Grundzuständigkeit“.

2 Anzumerken ist, dass sich im Kontext der erneuerbaren Energien 
zur gleichen Zeit auch neue Zentralisierungstendenzen abzeichnen 
(z.B. Mautz et al. 2008; zur Unterscheidung Zentralisierung/Dezent-
ralisierung in diesem Bereich siehe Agora Energiewende 2017).
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tionsdienstleister in Erscheinung und gewinnen an 
Einfluss. Darüber hinaus ermöglicht Digitalisierung 
bisher undenkbare Vernetzungen zwischen dem 
Energiesektor und den Transport- und Kommuni-
kationswesen, die durch unterschiedliche Produkt-
zyklen, Branchenlogiken und Innovationskulturen 
gekennzeichnet sind (Canzler et al. 2017: 120). In der 
Folge beteiligen sich Akteure aus diesen Sektoren an 
Debatten um die Energiewende. Zudem erleben im 
Digitalisierungsprozess etablierte Akteure des Ener-
giebereichs (wie Stadtwerke und Netzbetreiber) ei-
nen tiefgreifenden Wandel in Funktion, Struktur und 
Selbstverständnis (Doleski 2017, Bucceri 2019: 123). 
In der politischen Debatte kommt den digitalen 
Netzen oder „Smart Grids“ die Rolle eines „zentra-
len Schlüssels“ der Energiewende zu (Folkers 2019, 
Fraunhofer CINES 2022). Jedoch sind die Erwartun-
gen, die an die Digitalisierung der Netze seitens der 
genannten betroffenen organisationalen Akteure 
gerichtet werden, sehr heterogen. So werden die 
Koordination von Erzeugung, die Verteilung und 
Speicherung von Energie, der Ausgleich von Strom-
schwankungen, die Ermöglichung von Kommunika-
tion unter den beteiligten Akteuren sowie die Sicher-
heit der Netze und Daten unterschiedlich bewertet. 
Hinzu kommt, dass das Aufkommen neuer Akteure 
nach neuen Modi der Koordination ruft (Canzler et 
al. 2017); so kommen Fragen danach auf, wie eine 
effektive Integration der neuen Typen von Expertise 
in den Gesetzgebungsprozess erfolgen könnte und 
welche neue Governance-Strukturen dabei entstehen 
sollten (Lorenz 2017). Der Vielfalt der Ansprüche und 
Interessen der wettbewerblichen Akteure gerecht zu 
werden, wird sowohl mittels Technologie als auch 
rechtlicher Regulierungen versucht. Gleichzeitig soll 
eine verbindliche Grundlage erarbeitet werden, die 
die übergreifenden Ziele der Nachhaltigkeit und Kli-
maneutralität priorisiert. 
Die sozialwissenschaftliche Forschungsliteratur 
hat sich bisher einzelnen isolierten Aspekten des 
Themas „Smart Grids“ gewidmet. So werden u.a. 
die sozio-technischen Voraussetzungen des neu-
en, „intelligenten“ Energiemarktes der Zukunft be-

leuchtet, die Herausforderungen des Datenschutzes 
und der IT-Sicherheit diskutiert und einzelne Di-
mensionen des Zusammenhangs zwischen staat-
licher Regulierung und Innovation besprochen.  
Exemplarisch für eine marktorientierte Sicht ist der 
Beitrag von Folkers (2019), der das soziotechnische 
Projekt des Smart Grids im Kontext der Herstellung 
eines neuen dezentralisierten Elektrizitätsmark-
tes sieht. Folkers macht darauf aufmerksam, dass 
sich der neue Markt und die Technologie in einem 
Verhältnis wechselseitiger Abhängigkeit befinden 
(Folkers 2019: 262 ff.). Einerseits wird der Markt 
als ein Instrument gesehen, das die technischen 
Probleme der Koordination des Angebots und der 
Nachfrage koordiniert und somit die Versorgungs-
sicherheit gewährleistet. Andererseits ist der Markt 
sowohl von den politisch-regulatorischen als auch 
von technischen Voraussetzungen in seiner Funk-
tionsweise geprägt – „a hybrid techno-economic 
assemblage in which market functions are enac-
ted and enabled by technical means“ (Folkers 2019: 
263). Ein so gestalteter Markt ermöglicht in Folkers’ 
Perspektive, den Energiekonsum zu optimieren.  
Diese potentialorientierte Sicht auf die neue Technik 
wird von einer sozial- und rechtswissenschaftlichen 
Literatur konterkariert, die vielmehr die Risiken von 
Smart Grids betont. Da die intelligente Messtechnik 
imstande ist, den Energieverbrauch laufend zu be-
stimmen, lässt sie z. B. im Falle der Energiemessung 
in Haushalten präzise Rückschlüsse über die Profile 
des Energieverbrauchs und daher den Lebensstil der 
einzelnen Verbraucher und Haushalte zu. Aus diesem 
Grund wird die Smart-Grid-Debatte in Deutschland 
durch das Thema Datenschutz und Datensicherheit 
und die damit verbundene Akzeptanz der Smart Me-
ter in der Bevölkerung dominiert (z.B. Seckelmann 
2015, Franck 2016, Albrecht 2015, Greveler 2016). 
Dass die rechtliche Regulierung ein basales Element 
der Energiewende ist, ist schon lange bekannt. Ins-
besondere haben rechtliche Normen zur Entstehung 
von Nischen der sozio-technischen Innovation bei-
getragen – so z.B. spezifisch im Bereich Photovoltaik 
(Fuchs/Wassermann 2009) oder Elektromobilität (Be-
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sio/Seckelmann 2021) sowie allgemein im Nachhal-
tigkeitsbereich (Fichter/Clausen 2013, Gross/Mautz 
2015). Wie auch für andere Infrastrukturen kann 
Rechtssicherheit auch im Energiebereich eine zent-
rale Rolle bei der Entwicklung und Verbreitung tech-
nologischer Innovationen spielen – vor allem wenn 
sie komplex, kostspielig und zeitintensiv sind (Hug-
hes 1983, Mayntz/Schneider 1988, Summerton 1994).  
Insbesondere in Bezug auf die Smart Grids werden 
aktuell Forderungen nach „mehr Rechtssicherheit“ 
laut (z.B. Edelmann/Fleischle 2018, Fleischle et al. 
2020). Gleichzeitig wird in Hinblick auf die Rechts-
entwicklung im Energiesektor das Spannungsver-
hältnis zwischen dem Bedarf nach Rechtssicherheit 
und der Notwendigkeit betont, das Recht stets an die 
sich verändernden Bedingungen des Energiesektors 
anzupassen: „From a legal point of view, the energy 
transition calls for the continuous development and 
amendment of legal frameworks to respond to the 
evolving realities of the energy sector. Conversely, 
the significant amounts of private capital needed 
for low-carbon investments tend to be adversely af-
fected by continuously changing legal frameworks 
that adapt and develop in unpredictable directions“ 
(Huhta 2020: 427). Dabei ist die Frage, wie bestimm-
te normative Erwartungen im Recht konkret zustan-
dekommen (Bauer 2014) in Bezug auf Smart Grids 
in Deutschland bisher nur mit wenigen Ausnahmen 
(siehe z.B. Lorenz 2017) unerforscht. 
Wir tragen zu dieser Forschungslücke bei, indem 
wir eine organisationssoziologische Perspektive auf 
Smart Grids als ein Infrastrukturprojekt einnehmen, 
an dem verschiedene organisationale Akteure, gro-
ße Konzerne, Stadtwerke, Netzbetreiber usw., aber 
auch Bürger:innen, die als Prosumer:innen Energie 
selbstständig produzieren, beteiligt sind. Wir un-
tersuchen insbesondere den Fall des Einsatzes der 
neuen intelligenten Messsysteme und rekonstruie-
ren, wie relevante Organisationen als machtvolle 
Akteure den Prozess der rechtlichen Regulierung 
der intelligenten Netze und somit die damit verbun-
dene Bedeutung von Nachhaltigkeit mit(gestalten), 
indem sie rechtliche Normen aktiv aushandeln und 
(zumindest ansatzweise) in ihren Praktiken auf spezi-

fische Art und Weise umsetzen. Unsere theoretische 
Perspektive (Kap. 3) ermöglicht es uns zu beschrei-
ben, wie Organisationen als autonome Akteure die 
Gesetzgebung zwar nicht vernachlässigen können, 
aber spezifisch interpretieren, kritisieren und um-
setzen aufgrund organisationaler Ziele, Strategien 
und Strukturen. Die praktischen und diskursiven Tä-
tigkeiten von Organisationen haben dann Folgen für 
die Weiterentwicklung der Gesetzgebung. Auch diese 
Wirkungen sollten jedoch nicht als deterministisch 
aufgefasst werden, denn das Recht berücksichtigt 
organisationale Initiativen nur selektiv. Den sich dar-
aus ergebenden wechselseitigen Einfluss von rechtli-
cher Regulierung und organisationalem Umgang mit 
Gesetzen fassen wir als rekursive Normenbildung 
der Energiewende.

2. Theoretischer Ansatz

An dem Prozess der Erarbeitung von Normen, die die 
Digitalisierung der Netze steuern sollen, sind neben 
politischen Instanzen vor allem eine Reihe von orga-
nisationalen Akteuren beteiligt. Übertragungs- und 
Verteilnetzbetreiber, Messstellenbetreiber, Energie-
produzenten, Gerätehersteller sowie Energiekonsu-
ment*innen diskutieren, kritisieren und implemen-
tieren Gesetze in einer folgenreichen Art und Weise. 
Zur Analyse der komplexen Wechselwirkung zwi-
schen rechtlicher Regulierung und organisationalen 
Akteuren nutzen wir Begriffe aus der organisations-
soziologischen Systemtheorie und aus der Struktura-
tionstheorie. 
In unserem Beitrag gehen wir zum einen davon aus, 
dass Digitalisierung in relevanter Art und Weise durch 
und in Organisationen vorangetrieben wird. Gerade 
diese Technologie, die sich wesentlich auf Wissens-
bestände, Legitimationspraktiken und Machtstruk-
turen von Organisationen auswirken kann, wird von 
diesen stark debattiert und mitgestaltet (Besio et al. 
2022, Büchner 2018, Constantiou/Kallinikos 2015, 
Faraj et al. 2018). Organisationen prägen Digitalisie-
rung sowohl durch die praktische Umsetzung der 
Gesetzesvorgaben als auch durch ihre aktiven Bemü-
hungen, die Politik im Rahmen gesellschaftlicher Fo-
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ren zu beeinflussen. Um die Vielfalt organisationaler 
Reaktionen systematisch zu beschreiben, stützen wir 
uns auf den Organisationsbegriff der Systemtheorie 
(Luhmann 2000) und auf die Figur der organisationa-
len „Re-Spezifikation“ (Luhmann 2002). Mit der Sys-
temtheorie möchten wir herausarbeiten, wie Gesetze 
von unterschiedlichen organisationalen Akteuren 
wahrgenommen und umgesetzt werden, welche Er-
wartungen an Digitalisierung innerhalb der Organi-
sationen auf der Grundlage ihrer internen Logiken 
kommuniziert werden und wie sie an das übergeord-
nete Ziel der Nachhaltigkeit kommunikativ anknüp-
fen. 
Organisationen werden systemtheoretisch verstan-
den als eine spezifische Form operativ geschlossener 
Systeme: „[...] Organisationen entstehen und [...] re-
produzieren [sich], wenn es zur Kommunikation von 
Entscheidungen kommt und das System auf dieser 
Operationsbasis operativ geschlossen wird. Alles an-
dere – Ziele, Hierarchien, Rationalitätschancen, wei-
sungsgebundene Mitglieder, oder was sonst als Kri-
terium von Organisation angesehen worden ist – ist 
demgegenüber sekundär und kann als Resultat der 
Entscheidungsoperationen des Systems angesehen 
werden“ (Luhmann 2000: 63). Operative Geschlos-
senheit bedeutet demnach, dass ein System immer 
in Rückgriff auf bereits vergangene eigene Operati-
onen arbeitet: vergangene Entscheidungen sind also 
die Basis für zukünftige.3 Da Systeme nur auf eigene 
vergangene Operationen zugreifen können, sind sie 
laut Luhmann selbstreferentiell (vgl. 2000: 45). Sie 
erzeugen sich durch systemspezifische Operationen 
selbst (vgl. Luhmann 2009: 92). Dies gilt auch für Or-
ganisationen, die in der Folge als autonome Systeme 
zu verstehen sind, die auf der Basis ihrer Entschei-
dungsdynamiken ihre eigenen Akzente setzen. Trotz 
dieser Autonomie sind Organisationen in ihrer Um-
welt eingebettet: „Sie müssen (nicht nur können!), 
wenn sie nicht mehr durch ihre Umwelt determiniert 
sind, sich selbst um ihre Umwelt kümmern” (Luhmann 

3 Diese Ausformulierung der operativen Geschlossenheit kann mit 
Luhmann auch als die Autopoiesis sozialer Systeme verstanden 
werden (vgl. Luhmann 2009: 114).

2000: 70). 
Organisationen finden einen Umgang mit der Kom-
plexität ihrer Umwelt, indem sie Entscheidungen 
nicht nur auf ökonomische Kriterien ausrichten 
(March/Simon 1993) und ebenso rechtliche Regelun-
gen, Mediendebatten, Werte, Moral usw. einbezie-
hen. Besonders interessant ist, dass Organisationen 
in ihrer spezifischen Umwelt teils ganz unterschied-
liche konfligierende Erwartungen, Normen und Wer-
te vorfinden – wie im Energiesektor beispielsweise 
Nachhaltigkeit, Versorgungssicherheit, Klimaschutz 
und Effizienz. Um arbeits- und entscheidungsfähig 
zu bleiben, nehmen Organisationen diese Erwar-
tungen zwar wahr, aber in einer jeweils besonderen 
Art und Weise. Aus systemtheoretischer Perspekti-
ve rückt an dieser Stelle die Idee der Re-Spezifikati-
on verschiedener Erwartungen in den Blick (Besio 
2014, Besio/Meyer 2018). Organisationale Re-Spezi-
fikation besagt, dass Organisationen generalisierte 
Erwartungen aus ihrer gesellschaftlichen Umwelt 
interpretieren, umgestalten und so konkretisieren, 
dass sie entscheidungsfähig bleiben (Besio/Meyer 
2015, Luhmann 1994: 302 ff., Luhmann 2002: 143 ff.). 
Beispielsweise re-spezifizieren Schulbehörden und 
Schulen allgemeine Erziehungserwartungen in kon-
krete Schulcurricula (Luhmann 2002: 143 ff.). Diese 
Re-Spezifikation findet auf der Grundlage der oben 
beschriebenen autonomen Entscheidungsprozesse 
statt. Dies bedeutet, dass Erwartungen aus der Um-
welt aufgrund ihrer Entscheidungsdynamiken und 
Strukturen (Organisationsziele, Geschäftsmodelle, 
verfügbare Technologie, Organisationskultur usw.) 
unterschiedlich aufgenommen und konkretisiert 
werden. Relevant für unsere Analyse ist, dass im 
Energiebereich auch der zentrale Wert der Nachhal-
tigkeit von verschiedenen Organisationen spezifisch 
konkretisiert und debattiert wird. Nicht nur der Wert 
an sich, sondern auch die Vorstellungen von Nach-
haltigkeit, die in Gesetzen enthalten sind, werden 
re-spezifiziert. Dabei geschieht der Re-Spezifikati-
onsprozess der Gesetze, der in anderen Kontexten 
als „Endogenisieren“ beschrieben wurde (Edelman 
et al. 1999, Edelman 2005), ebenso auf der Grundlage 
organisationseigener Logik. Festzustellen ist zudem, 
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dass sich Organisationen mit ihren Re-Spezifikati-
onen nicht bzw. nicht primär mit dem Konzept der 
Nachhaltigkeit beschäftigen, sondern sie kämpfen 
um konkrete technische und geschäftliche Lösun-
gen: „Genauso wie Werte der Verantwortung oder der 
Gerechtigkeit wird Nachhaltigkeit im Diskurs selbst 
nicht in Frage gestellt, sondern lediglich die Formen 
deren Umsetzung“ (Besio/Pronzini 2018: 72).
Organisationale Re-Spezifikationen wirken sich dann 
auch auf die Umwelt aus (Besio/Meyer 2015, Besio/
Meyer 2022). Ihre technischen Lösungen, Praktiken 
und Geschäftsmodelle können von anderen Ins-
tanzen beobachtet, aufgenommen, angepasst oder 
kritisiert und abgelehnt werden. Ihre aktiven Ver-
suche, öffentliche Debatten und politische Prozesse 
zu beeinflussen, können folgenreich werden und/
oder in Vergessenheit geraten. Organisationen kön-
nen zwar nicht das Schicksal ihrer diskursiven und 
praktischen Tätigkeiten bestimmen. Jedoch bieten 
sie Ansatzpunkte, die andere Instanzen aufnehmen 
können und unter Umständen sogar müssen. So 
können wir mit unserer Fallstudie beschreiben, wie 
der organisationale Umgang mit dem Messstellenbe-
triebsgesetz (MSbG) neue Tatsachen geschaffen hat, 
die vom Recht kaum vernachlässigt werden können 
und eine neue Grundlage für die Weiterbearbeitung 
des Gesetzes schaffen.
Wir wollen das daraus resultierende Verhältnis zwi-
schen Organisationen und Recht in Anlehnung an 
Giddens (1984) als rekursiv beschreiben und betonen, 
dass auch übergeordnete Normen rekursiv durch das 
Handeln von Organisationen konstituiert, geformt 
und geändert werden. Während in der Systemtheo-
rie häufig der Akzent auf die Autonomie der Organi-
sationen und auf den organisationalen Umgang mit 
übergeordneten gesellschaftlichen Erwartungen ge-
setzt wird (Luhmann 1997: 826 ff., Luhmann 2000), 
ist im Rahmen der Strukturationstheorie der Beitrag 
von Organisationen zur Gestaltung gesellschaftlicher 
Normen hervorgehoben worden (Ortmann et al. 
2000, Zimmer 2001).

3. Methodisches Vorgehen

Den empirischen Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung bilden Debatten und Reaktionen auf 
die zentrale Gesetzgebung zur Standardisierung und 
Installation von Smart Metern - das GDEW 2016, und 
insb. das MsbG 2016.
In unserer Analyse stützen wir uns auf drei Typen von 
Datenmaterial mit dem Ziel, sowohl verschiedene 
Positionen in der Debatte um die Regulierung der Di-
gitalisierung der Energiewende zu rekonstruieren als 
auch verschiedene organisationale Entscheidungen, 
Handlungen und technische Lösungen darzustellen.  
Erstens analysieren wir die relevanten Gesetzestexte 
und öffentlich zugänglichen Stellungnahmen rund 
um die erwähnten Gesetzgebungen und Gesetzge-
bungsprojekte, die von Verbänden, Interessengrup-
pen, aber auch von einzelnen Energieversorgungsun-
ternehmen verfasst wurden. Zweitens beziehen wir 
uns auf die Analyse von Beobachtungsprotokollen 
von Fachtagungen im Management-, Beratungs- so-
wie juristischen Bereich, die sich auf die Anwendung 
der bestehenden Regulierung zur Digitalisierung der 
Netze fokussieren. In diesem Kontext werden auch 
Argumente und Positionen ausgetauscht, die in öf-
fentlichen Stellungnahmen zurückgehalten werden.  
Und drittens stützen wir uns auf insgesamt acht qua-
litative leitfadengestützte Expert*inneninterviews 
(Gläser/Laudel 2010, Froschauer/Lueger 2020, Kaiser 
2021) mit Vertreter*innen verschiedener vom MsbG 
betroffener organisationaler Akteure. Drei Inter-
views davon führten wir mit im Smart Meter Kontext 
relevanten Verbänden. Da Verbände die Interessen 
unterschiedlicher Akteure vertreten, bilden sie für 
uns eine wichtige Quelle, um die verschiedenen Po-
sitionen in den Verhandlungen um Smart Meter zu 
rekonstruieren. Da sie ebenso im Austausch mit an-
deren Verbänden und politischen sowie medialen 
Akteuren stehen (vgl. Schubert/Klein 2020), kennen 
sie die Vielschichtigkeit der Debatten sowie die Ab-
läufe der Geschehnisse. Sie haben aber auch einen 
Überblick über praktische Lösungen, Chancen und 
Probleme der von ihnen vertretenen Organisationen. 
Ebenso führten wir vier Interviews mit Stadtwerken 
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aus verschiedenen Großstädten Deutschlands, um 
von diesen Expert*innen mehr über die operative 
Ebene zu erfahren. Das Interview mit einem Geräte-
hersteller diente uns dazu, ein besseres Verständnis 
für die Technik und deren Entwicklung sowie für die 
spezifische Perspektive der Gerätehersteller auf die 
Regulierung der Digitalisierung zu gewinnen. Au-
ßerdem wurden öffentlich zugängliche Dokumente 
sowie Felddokumente, die wir durch unsere Intervie-
wpartner*innen erhalten haben, ausgewertet. 
Die Analyse ist – angelehnt an die Grounded Theory 
Methodology, kurz GT (Strauss/Corbin 1998) – das Er-
gebnis eines in iterativen Schritten verdichteten For-
schungsprozesses bis zur theoretischen Sättigung, 
wodurch die Aushandlungsprozesse rund um Smart 
Meter rekonstruiert wurden. Mithilfe der kompara-
tiven Auswertungsmethode der GT wurde die Rekur-
sivität zwischen Gesetzgebung und organisationaler 
Praxis besonders stark deutlich, welche durch Gid-
dens Konzeption analysierbar ist. Um die Prozess-
haftigkeit der Aushandlungen rund um das MsbG 
zu verdeutlichen, sind die wichtigsten Ereignisse 
chronologisch aus dem Datenkorpus rekonstruiert 
worden (und im nachfolgenden Analysekapitel dar-
gestellt). Gleichzeitig wurde im iterativen Analyse-
prozess in den Daten jedoch gut sichtbar, dass der je-
weils sehr unterschiedliche organisationale Umgang 
mit diesem Thema hervorgehoben werden muss, 
um die Aushandlungsprozesse nachvollziehbar zu 
machen. Diese Vielfalt lässt sich mit Luhmanns Ver-
ständnis von Organisationen als autonome Systeme 
gut erfassen. Empirisch konnten wir feststellen, dass 
sich die Aushandlungen auf bestimmte technische 
Systeme und Prozesse zuspitzen. Hierbei konnten 
wir durch progressive Fokussierung anhand aufei-
nander aufbauender Datenanalysen verschiedene 
organisationale Elemente identifizieren, die ihre Re-
aktionen auf die Gesetzgebung zumindest teilweise 
erklären und die Relevanz der organisationalen Ei-
genlogiken im Aushandlungsprozess hervorheben. 
Das Vorgehen nach der GT ermöglichte uns zudem, 
diese beiden – wenn auch sehr unterschiedlichen 
konzeptionellen Ansätze – für unsere empirische 

Analyse miteinander zu verbinden, um die Spezifika 
unseres Falles zu verdeutlichen.

4. Intelligente Messsysteme: 
Aushandlungen in Diskurs und 
Praxis 

In diesem Kapitel wird der kontroverse organisatio-
nale Umgang mit der Regulierung der Digitalisierung 
des Energiesektors am Beispiel des MsbG 20164 dar-
gestellt. Dieses Gesetz regelt neben dem Markt für 
den Betrieb von Messstellen auch die Ausstattung der 
leitungsgebundenen Energieversorgung mit moder-
nen und intelligenten Messsystemen.
Intelligente Messsysteme, sog. Smart Meter, bestehen 
grundsätzlich aus zwei Einheiten: Zum einen wird ein 
digitaler Stromzähler, die sog. Moderne Messeinrich-
tung, benötigt. Diese verspricht, den tatsächlichen 
Stromverbrauch und die tatsächliche Nutzungszeit 
darstellen zu können. Zum anderen müssen die di-
gitalen Stromzähler über sog. Smart Meter Gateways 
(kurz: SMGW) in ein Kommunikationsnetz einge-
bunden werden. SMGW bilden die Schnittstelle zwi-
schen Messeinrichtung und Kommunikationsnetz: 
„Das Smart-Meter-Gateway kann eine oder mehrere 
moderne Messeinrichtungen und andere technische 
Geräte (z.B. erneuerbare Stromerzeugungsanlagen, 
Gas-Messeinrichtungen, Wärmepumpen) sicher in 
ein Kommunikationsnetz einbinden. Darüber hinaus 
verfügt es über Funktionen zur Erfassung, Verarbei-
tung, Verschlüsselung und Versendung von Daten“ 
(BNetzA 2022c). 
Im Folgenden werden die organisationalen Dispute 
und Umgangsweisen sowie der Druck, den betroffene 
Organisationen auf den Gesetzgeber ausüben, in ih-
rer chronologischen Entwicklung dargestellt. Dabei 
werden die Positionen derjenigen organisationalen 
Akteure, die zentral von der untersuchten Gesetzge-

4 Die Deutsche Gesetzgebung zum Smart Metering (ein Sammelbe-
griff	 für	das	computergestützte	Messen	und	Steuern	von	Energie-
verbrauch und -erzeugung) wurde von den normativen Verände-
rungen auf der europäischen Ebene angestoßen – vor allem von der 
EU-Energieeffizienzrichtlinie	 RL	 2006/32/EG	 und	 die	 EU-Elektrizi-
tätsbinnenmarkt-RL	2009/72/EG.
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bung betroffenen sind, anhand ihrer “Marktrollen”5 
rekonstruiert: „grundzuständige”6 Messstellenbetrei-
ber (vor allem Stadtwerke) und Gerätehersteller. An 
einzelnen Stellen werden auch die Positionen von 
Energieproduzenten, -lieferanten, -verbraucher*in-
nen und „wettbewerblichen”7 Messstellenbetreibern 
wiedergegeben. Zusätzlich werden Aussagen von 
sektoralen Verbänden verwendet.

Die Einführung des Messstellenbetriebsgesetzes 
und die ersten Kontroversen 

Das MsbG trat am 02. September 2016 in Kraft; es 
widmet sich primär der Entwicklung der techni-
schen Infrastruktur der digitalen Netze und bildet 
somit den Kern des Artikelgesetzes GDEW (2016). Im 
Gesetz wird der Smart Meter Rollout festgelegt – d.h. 
das Gesetz setzt einen Plan für den flächendecken-
den Einbau moderner Messtechniken bzw. intelli-
genter Messsysteme fest (BNetzA 2022b).8 

5	 Mit	dem	Begriff	der	“Marktrolle”	wird	in	der	energiewirtschaftlichen	
Gesetzgebung die Idee des Übergangs von einem monopolistischen 
zu	einem	pluralen	und	marktorientierten	Energiewirtschaftssystem	
reflektiert.	Mit	 einzelnen	Marktrollen	werden	 funktionale	Nischen	
im	Energiemarkt	abgegrenzt	und	mit	Bündeln	von	spezifischen	Re-
geln	und	Normen	verknüpft.	Die	einzelnen	Marktrollen	können	von	
existierenden oder neu gegründeten Organisationen bzw. organisa-
tionalen Einheiten übernommen werden. 

6 Grundsätzlich sind die Betreiber von Energieversorgungsnetzen 
gem.	§	2	Nr.	4	MsBG	auch	grundzuständig	 für	den	Messstellenbe-
trieb. Die Grundzuständigkeit für den Messstellenbetrieb umfasst 
gem.	§	2	Nr.	5	MsbG	die	Verpflichtung	zur	Wahrnehmung	des	Mess-
stellenbetriebs	 für	alle	Messstellen	des	 jeweiligen	Netzgebiets	so-
lange und soweit kein Dritter nach den §§ 5 und 6 MsbG den Mess-
stellenbetrieb durchführt. 

7 Ein wettbewerblicher Messstellenbetreiber ist ein Dritter, der die 
Aufgabe des Messstellenbetriebs durch Vertrag nach § 9 MsbG 
wahrnimmt,	also	vom	Nutzer	bewusst	ausgewählt	wurde.

8 An dieser Stelle muss jedoch betont werden, dass im MsbG 2016 
noch	 kein	 präzises	 Datum	 für	 den	 verpflichtenden	 Rollout	 in-
telligenter	 Messsysteme,	 sondern	 lediglich	 der	 frühestmögliche	
Zeitpunkt	für	den	Rolloutstart	(das	Jahr	2017)	festgehalten	ist.	 Im	
Verlauf der Umsetzung wird dieser Zeitpunkt jedoch nach hinten 
verschoben,	weil	der	Rolloutstart	an	die	Feststellung	der	 „techni-
schen	Möglichkeit”	durch	das	Bundesamt	für	Sicherheit	 in	der	 In-
formationstechnik	(BSI)	gebunden	ist	(BSI	2019,	BDEW	2019).	

Um die Weichen für einen zukünftig verpflichten-
den Rollout zu stellen, wird im MsbG 2016 auch die 
Rolle des „grundzuständigen Messstellenbetreibers“ 
(im Unterschied zu den „wettbewerblichen“ Messstel-
lenbetreibern) geschaffen, die den Einbau und den 
Betrieb des intelligenten Messsystems verantwortet. 
Diese Rolle wird in der Regel von den Stadtwerken 
(bzw. ihren Netzbetreibern) übernommen. Dabei ist 
das Behalten der „Grundzuständigkeit“ an bestimmte 
gesetzliche Vorgaben – unter anderem an die Umset-
zung der Digitalisierung des Messstellenbetriebs in 
den dafür vorgesehenen Fristen – geknüpft. Die Rolle 
des „wettbewerblichen” Messstellenbetreibers kann 
dagegen von weiteren Marktakteuren übernommen 
werden (z.B. Energielieferanten oder Energiedienst-
leister).9 
Das Gesetz schreibt die Pflichtausstattung der Mess-
stellen mit intelligenten Messsystemen (soweit nach 
§ 30 MsbG technisch möglich und nach § 31 MsbG 
wirtschaftlich vertretbar) durch die grundzuständi-
gen Messstellenbetreiber vor:10

1. Bei Letztverbraucher*innen mit einem Jahres-
stromverbrauch über 6.000 Kilowattstunden 

2. Bei Anlagenbetreibern (EEG- und KWKG-Anlagen) 
mit einer installierten Leistung über 7 Kilowatt

Die Feststellung der „technischen Möglichkeit“ ob-
liegt dabei dem Bundesamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI).
Infolge der Debatte über die Wirtschaftlichkeit des 
Einbaus von SMGW bei einzelnen Privathaushalten 
wird die Grenze für den Einbau der SMGW nach der 

9	 Nach	 Einschätzung	 einiger	 Beobachter*innen	 wird	 der	 wettbe-
werbliche Messstellenbetrieb erst in Kombination mit anderen 
Geschäftsmodellen	 (z.B.	 Energielieferung)	 für	 das	 Unternehmen	
wirtschaftlich	attraktiv	(Pwc	2018,	Sobótka/Lied	2020).	Einer	Schät-
zung	des	Bundesverbandes	der	Energie-	und	Wasserwirtschaft	e.V.	
(BDEW)	 zufolge	 gehören	 895	Messstellenbetreiber	 zu	 den	 „klassi-
schen”	 grundzuständigen	 Messstellenbetreibern,	 die	 gleichzeitig	
auch	 als	 Netzbetreiber	 angemeldet	 sind.	 Davon	 ist	 die	 Mehrheit	
(803)	zusätzlich	als	Energielieferant	eingetragen.	Weitere	289	wett-
bewerbliche Marktteilnehmer werden entweder nur als Messstel-
lenbetreiber oder gleichzeitig als Lieferant und Messstellenbetrei-
ber	geführt	(Sobótka/Lied	2020:56).	

10	 Im	 Folgenden	 fokussieren	 wir	 uns	 auf	 den	 Anwendungsbereich	
Elektrizität. 
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Veröffentlichung des MsbG 2016 zu einem umstrit-
tenen Thema. Relevante Akteure, die hier aktiv wer-
den, sind die Gerätehersteller11 sowie grundzustän-
dige Messstellenbetreiber (vor allem Stadtwerke). 
Während seitens der Zählerindustrie gefordert wird, 
bei möglichst vielen Verbraucher*innen intelligente 
Zähler zu installieren, was in entsprechenden An-
hörungen im Kontext des Gesetzgebungsverfahrens 
auch zur Sprache kommt (Interview 8), stellt die Ver-
pflichtung zur Installation teurer Zähler ohne eines 
nachweisbaren Einsparungspotentials für die grund-
zuständigen Messstellenbetreiber ein Problem dar 
(Interview 2, Interview 5, Interview 7). Auf der einen 
Seite steht die Hoffnung der Industrie, Digitalisierung 
voranzutreiben und Geschäftsfelder zu erweitern, 
auf der anderen Seite steht die Sorge der Stadtwerke, 
dazu verpflichtet zu werden, technisch aufwendige 
(und womöglich wenig ertragreiche) Installationen 
betreiben zu müssen. Trotz der Einwände von kom-
munalen Stadtwerken setzt sich schließlich die Per-
spektive der Gerätehersteller auf die Einbaupflicht 
der intelligenten Messsysteme schon bei Haushalten 
ab 6.000 kW durch. Einige der Interviewpartner*in-
nen haben zudem darauf hingewiesen, dass bei mas-
siv steigenden Energiepreisen nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass sich die intelligenten Messsyste-
me künftig auch für Kleinverbraucher*innen ren-
tieren werden (Interview 2, Interview 3). Schon hier 
kann man feststellen, dass die betroffenen Organi-
sationen nicht um die Definition von Nachhaltigkeit 
kämpfen. Es geht in der Debatte vielmehr um ökono-
mische Anreize für Endverbraucher*innen und diese 
werden unterschiedlich hervorgehoben – je nach-
dem, welche organisationalen Ziele verfolgt werden. 
Die Kontroverse spitzt sich im weiteren Verlauf in 
Bezug auf die technischen Eigenschaften der Geräte 
zu. Der sogenannte Rollout der Systeme soll gem. § 
30 MsbG erst erfolgen, wenn es im Sinne des Wett-
bewerbs und der Dezentralisierung „technisch mög-
lich” ist. Das BSI ist dabei für die Feststellung der 
„technischen Möglichkeit“ der Erfüllung der gesetz-

11	 Ursprünglich	sind	neun	SMGW-Hersteller	in	den	Zertifizierungspro-
zess	des	BSI	eingestiegen	(Pwc	2018).	

lichen Vorgaben für den Einbau der Technik zustän-
dig. Die „technische Möglichkeit“ gilt allerdings erst 
dann als gegeben, wenn das BSI entsprechend seinen 
Richtlinien die SMGW-Geräte mind. dreier Herstel-
ler zertifizieren kann. Die Erwartungen des Gesetz-
gebers an die intelligenten Messsysteme werden al-
lerdings von Anfang an im Feld als sehr diffus und 
heterogen beschrieben (Pagel 2013). So sollen die in-
telligenten Messsysteme unter anderem die präzise 
Strommessung und Visualisierung des Verbrauchs 
beim Endkunden gewährleisten, Umschaltung auf 
„datensparsame“ Tarife ermöglichen, abrechnungs-
relevante Daten in Echtzeit liefern (Stichwort „Markt-
kommunikation“) und eine verlässliche Steuerung/
Schaltung der Technik erlauben. Die Vorstellung, 
diese Vielfalt von Zielen lasse sich durch den Ein-
satz eines SMGW-Geräts erreichen, gerät sehr früh 
in die Kritik. So kommentiert etwa ein Vertreter des 
Bundesverbands Energiemarkt und Kommunikati-
on e.V. (edna), der sich für die Interessen privatwirt-
schaftlicher Akteure (Softwarehersteller, Beratungs-
unternehmen, Dienstleister und Anwender*innen) 
einsetzt, die Lage wie folgt: „Die derzeit angedachte 
Variante des Gateways ist eine eierlegende Woll-
milchsau, die in dieser Komplexität allenfalls von 
500.000 Unternehmen benötigt wird. Für die 40 Mil-
lionen Haushaltskunden ist das Gerät aber eindeutig 
überdimensioniert“ (Pagel 2013). Ähnlich argumen-
tiert der Vertreter eines Verbandes, der Organisatio-
nen des öffentlichen Sektors repräsentiert. Aufgrund 
der Vielfalt an Funktionen bezeichnet er das Gerät als 
„überfrachtet“, da man „von Anfang an […] alles, alle 
Kompetenz und Intelligenz ins Gateway reinpacken 
[wollte]“ (Interview 8). Dass der Gesetzgeber die Vor-
stellung entwickeln konnte, derart komplexe Geräte 
einzuführen, führt dieser Interviewpartner auf den 
Einfluss der Gerätehersteller zurück, die die techni-
sche Umsetzbarkeit möglicherweise viel zu schnell 
versprochen hätten. 
Nach der Zertifizierung der ersten drei Systeme 
kommt es schließlich zum verpflichtenden Rollout 
im Februar 2020. Die Reaktionen darauf fallen un-
terschiedlich aus. Hier können wir beobachten, wie 
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Aushandlungen und Re-Spezifikationen des Rechts 
sich entfalten. 

Allgemeinverfügung für Smart Meter Rollout 
und unterschiedliche Reaktionen 

Anfang 2020 erlässt das BSI eine Marktverfügbar-
keitserklärung (oder kurz “Markterklärung”) für in-
telligente Messsysteme in Form einer Allgemeinver-
fügung. Mit dieser wird gem. § 30 MsbG mit nun drei 
zertifizierten Anbietern für SMGW festgelegt, dass 
der Rollout der Systeme innerhalb der vorgegebenen 
Frist startet: Damit sind vor allem die Stadtwerke und 
ihre Netzbetreiber als grundzuständige Messstellen-
betreiber beauftragt. Zum anderen dürfen die nicht 
vom BSI zertifizierten SMGW anderer Hersteller 
nicht mehr verbaut werden.
Dies führt zu ersten tiefgreifenden Irritationen un-
ter den betroffenen organisationalen Akteuren. 
Eine relevante Anzahl an Geräteherstellern sieht 
sich nun benachteiligt, da sie bei einigen Produk-
ten auf alternative technische Lösungen für Smart 
Metering gesetzt haben, die eine breitere Palette an 
Funktionen abdecken. In einigen Fällen bieten die 
Gerätehersteller auch weitere Metering-Dienstleis-
tungen an. Auf diesen erweiterten Funktionen der 
Geräte sind innovative Geschäftsmodelle aufgebaut.   
Die wettbewerblichen Messstellenbetreiber kön-
nen die Installation und den Betrieb solcher Geräte 
bei Kund*innen mit weiteren Energiedienstleis-
tungen – wie mit der Entwicklung von Energiema-
nagementsystemen für Eigenerzeuger*innen oder 
mit Modellen für die Betriebskostenabrechnung 
– verknüpfen. Inzwischen sind solche lokalen 
technologischen Ökosysteme mit Einbezug der 
Kund*innen entstanden. Darüber hinaus werden in 
Verbindung mit solchen Geräten flexible und attrakti-
ve Tarifangebote durch Energielieferanten entwickelt.  
In eine ähnliche Lage kommen die mit dem Einbau 
und Betrieb von Messsystemen beauftragten kom-
munalen Unternehmen. Diese haben technische 
Lösungen eingesetzt, die an ihre organisationalen 
Aufgaben und Bedürfnisse (z.B. in puncto Steuerung/
Schaltung von Anlagen) angepasst sind und die nicht 

ohne weiteres durch die BSI-zertifizierten Geräte ab-
gelöst werden können. Die BSI-zertifizierten SMGW 
sind mit einem sehr hohen Sicherheitsstandard ver-
sehen – dafür erfüllen sie bis dahin nur wenige basa-
le Funktionen. Mit Blick auf das Gesamtfeld scheint 
es sehr unterschiedliche, sogar entgegengesetzte Re-
aktionen zu geben: 
„Es gibt halt Unternehmen, die sagen: Wir gehen das 
Thema sehr proaktiv an und gehen auch diesen Rol-
lout – ich will nicht sagen Vollrollout, aber doch - sehr 
proaktiv an und versuchen alles, um eine sehr umfas-
sende Rollout-Strategie [umzusetzen -Verf.]. Andere 
Unternehmen sagen: Da hat sich in der Vergangen-
heit so viel geändert. Wer weiß, ob das Bestand hat, 
was jetzt gilt. Wir bleiben da, wir halten die Vorgaben 
ein, aber gehen da nicht über das gesetzlich vorge-
schriebene notwendige Maß hinaus.“ (Interview 8) 
Auch eine aktuelle Studie zur Bestandsaufnahme der 
Implementation des Smart Meter Rollouts von Pwc 
(2022) anhand von 79 Fällen der grundzuständigen 
Netzbetreiber zeigt starke Unterschiede, was den 
Stand der Umsetzung betrifft. 
Die Einschätzung der Stabilität der gesetzlichen Lage, 
gekoppelt mit den Unternehmenszielen, scheint eine 
wichtige Rolle zu spielen. Es fällt auf, dass besonders 
große und finanzstarke Unternehmen im Kommu-
nalbereich auf den Ausbau der neuen Infrastruktur 
setzen: Zum einen ist die Einbindung der SMGW in 
die bestehende IT-Umgebung des Unternehmens 
sehr ressourcenintensiv und stellt eine technische 
und finanzielle Herausforderung für Organisatio-
nen dar. Zum anderen gilt auch: Je weiter die neue 
Infrastruktur ausgebaut ist, desto schneller kann das 
Unternehmen anfangen, damit relevante Umsätze zu 
generieren (ZfK 2022).12 Dies hat Folgen dafür, welche 
Unternehmen künftig im Bereich des grundzuständi-
gen Messstellenbetriebs bleiben und welche diese 
Funktion ggf. verlieren werden. Gelegentlich sind in 

12	 Darüber	hinaus	wird	der	Einbau	der	SMGW	durch	grundzuständige	
Messstellenbetreiber unter den Bedingungen gesetzlich festgesetz-
ter	 Preisobergrenzen	 durchgeführt,	 die	 die	 hohen	 systemischen	
Fixkosten	insbesondere	am	Anfang	des	Rollouts	nicht	decken	kön-
nen (ZfK 2022).
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der Branche auch Trotzreaktionen zu verzeichnen: 
„Ich meine mich zu erinnern, dass es Stadtwerke gab, 
die gesagt haben: Komm, diesen ganzen Zirkus, den 
machen wir gar nicht mit. Wir setzen Optokoppler 
auf die bestehenden Zähler und lassen praktisch ein-
fach diesen Zählerstand [...] fotografieren und einle-
sen. Also eine ganz simple Technik – [...] da würde 
ich jetzt BSI lauthals widersprechen, aber im Prinzip 
liefert die natürlich auch Messwerte [...] aus einem 
geeichten Zähler.“ (Interview 8) 
Solche Reaktionen sind nicht durch ein besonderes 
Verständnis von Nachhaltigkeit geprägt, sondern 
vielmehr durch innerorganisatorische Zwänge. Fest-
zuhalten ist, dass Gerätehersteller und Messstellen-
betreiber durch ihre proaktiven Reaktionen sowie 
durch ihre Widerstände und Umgehungsstrategien 
die technische Infrastruktur in einer Art und Weise 
gestalten, die der Gesetzgeber nicht geplant hat und 
nicht steuern kann. Schwerwiegend ist dabei, dass je 
nach Anzahl und Art der Geräte eine digitale Infra-
struktur ins Leben gerufen wird, die ein nachhaltiges 
Verhalten von Energieversorgern und/oder gewerbli-
chen und privaten Konsument*innen ermöglicht und 
Zukunftsoptionen offen lässt oder schließt. 
Bemerkenswert ist ebenso, dass aus der Sicht vieler 
betroffener grundzuständiger Messstellenbetreiber 
die vom BSI zertifizierte Technik nicht die benötig-
ten Funktionen erfüllt. D.h. während die vom Ge-
setzgeber festgesetzten Funktionen von vielen als zu 
komplex eingeschätzt werden (siehe oben), werden 
die tatsächlich zertifizierten Geräte als unzureichend 
ausgestattet betrachtet: 
„[Die] Dinge [SMGW - Anm.d.Verf.] konnten die ent-
scheidenden Tarifanwendungsfälle, für die wir sie 
eigentlich brauchen [...] bis heute nicht – nämlich 
steuern und schalten.[...] Am Ende des Tages war 
man froh, dass man das Backend System von Mess-
stellenbetreiber hatte, über den [..] die Werte von da 
aus sternförmig13 kommuniziert worden sind.“ (In-

13	 Im	MsbG	wird	angestrebt,	dass	alle	bei	einer*einem	Kund*in	mit-
hilfe	der	intelligenten	Messsysteme	erhobenen	Werte	weiterhin	bei	
der*dem	Kund*in	gespeichert,	aufbereitet	und	an	alle	berechtigten	
Empfänger*innen	versandt	werden.	Da	die	technischen	Möglichkei-

terview 8) 
In der Perspektive des grundzuständigen Messstel-
lenbetreibers und des Netzbetriebs ist eine nach-
haltige Energieversorgung nur möglich, wenn das 
Konsumverhalten nicht (bzw. nicht nur) von den 
Konsument*innen bestimmt wird; die Energienetze 
müssen dann von entsprechenden Koordinationsins-
tanzen gesteuert werden können. Dagegen verfolgen 
die wettbewerblichen Akteure, die den Messstellen-
betrieb zum Beispiel mit der Energielieferung kom-
binieren, primär das Ziel, ihre Einkaufs- und Ver-
triebsmöglichkeiten für Energie zu optimieren und 
den freien Entscheidungen der Konsument*innen zu 
folgen.14 
Die Reaktionen erfolgen aber nicht nur durch Wort-
meldungen und praktische Strategien. Ein Herstel-
ler eines intelligenten Messsystems, dessen Produkt 
noch nicht zertifiziert worden ist und damit nicht 
mehr verbaut werden darf, reicht eine Klage gegen 
eben diese Allgemeinverfügung ein. Das Verfahren 
wird im Eilverfahren zunächst beim Kölner Verwal-
tungsgericht (Az.: 9 L 663/20) und in der nächsten In-
stanz beim OVG Münster geführt. Das OVG Münster 
entscheidet daraufhin, dass die Allgemeinverfügung 
des verpflichtenden Rollouts sowohl formell als auch 
„materiell“ rechtswidrig sei. Vom OVG Münster wird 
u.a. angemerkt, dass bei den zertifizierten Mess-
systemen wichtige Funktionen fehlten, die als Min-

ten	der	 SMGW	es	nicht	 erlauben,	wird	den	Messstellenbetreibern	
vorübergehend	die	Datenbearbeitung	gestattet	(BNetzA	2018).	

14 So kann ein Überangebot von Energie auf dem Markt zu bestimm-
ten	Tageszeiten	die	 Energielieferanten	 zur	Preissenkung	 verleiten	
und	eine	starke	Steigerung	der	Nachfrage	nach	sich	ziehen.	Wenn	
die Steuerungsfunktionen an den wettbewerblichen Messstellen-
betreiber, der zugleich ein Energielieferant ist, übertragen würden, 
könnte	er	seine	Ziele	(so	die	Befürchtung)	ohne	Rücksicht	auf	die	
Bedürfnisse	der	Netzstabilität	uneingeschränkt	maximieren.	Wenn	
hier	nicht	nachreguliert	wird,	kann	dies	aus	der	Sicht	der	Netzbe-
treiber unter bestimmten Umständen zur Überlastung und zum 
Zusammenbruch	der	Netze	führen	(Interview	7).	Die	Frage,	ob	die	
Steuerungsfunktion	 im	 Netzbetrieb	 oder	 im	 Messstellenbetrieb	
verankert	 wird	 oder	 ob	 dafür	 eine	 neue	 „Marktrolle”	 geschaffen	
wird,	bleibt	bisher	offen	 (Stand	Oktober	2022).	Parallel	entspannt	
sich	auch	eine	Debatte	um	die	Möglichkeit	der	Steuerung	von	Ver-
brauchseinheiten (SteuVerG), die wir an dieser Stelle jedoch nicht 
näher betrachten. 
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destanforderungen an das intelligente Messsystem 
gesetzlich festgeschrieben sind, da nur vier der in der 
Technischen Richtlinie 03109-1 erwähnten 18 Funk-
tionen vorhanden seien (vgl. BSI/BMWi 2021). Die 
zertifizierten Systeme erfüllten darüber hinaus nicht 
die Anforderungen an Interoperabilität mit anderen 
Geräten.15 Auch gäbe es laut Begründung Verfahrens-
fehler bei der Zertifizierung. Dementsprechend setzt 
das OVG Münster (Az.: 8 21 B 1162/20) am 04.03.2021 
die sofortige Vollziehung der Allgemeinverfügung, 
die seitens des BSI angeordnet worden ist, aus. Als 
Ergebnis der Entscheidung darf der Kläger seine Ge-
räte vorerst weiterhin einbauen.
Zusätzlich wenden sich 2020 rund 50 Stadtwerke 
mit einer ähnlich gelagerten Klage gegen die Allge-
meinverfügung des BSI an das Verwaltungsgericht 
Köln (Az.: 9 K 3784/20). Aus der Sicht der Stadtwer-
ke würde eine Verpflichtung zum Einbau der SMGW 
dazu führen, dass von den Stadtwerken die Technik 
eingebaut werden müsste, die nicht die gesetzlichen 
Anforderungen erfülle (Dierks 2021). Sie sehen also 
die Gefahr möglicher Fehlinvestitionen. So kommen-
tiert ein*e Vertreter*in eines Stadtwerks zu diesem 
Zeitpunkt die Situation folgendermaßen: „Im Mo-
ment rollen wir Gateways auf Basis unzureichender 
Technik und unklarer Rechtslage aus und stehen als 
grundzuständiger Messstellenbetreiber noch unse-
ren Kunden gegenüber in der Pflicht, ihnen die nicht 
vorhandenen Vorteile für die massiv erhöhten Mes-
spreise erklären zu müssen” (ZfK 2022). 
Am 15.03.2021 lenkt das BSI im Eilverfahren gegen 
die Stadtwerke schließlich ein, wobei die Vollziehung 
der Marktverfügbarkeitserklärung und damit die Ein-
baupflicht für die SMGW wie im anderen Fall vorerst 
nur für die Kläger*innen ausgesetzt wird (Teuffer 
2021). Während die Entscheidung des OVG Münster 

15	 Im	Sinne	des	§	22	Abs.1	Nr.	4	MsbG,	detaillierter	dazu	Teuffer	(2021).	
Einige	Beobachter*innen	des	Smart	Meter	Rollouts	weisen	darauf	
hin,	dass	das	BSI	sich	angesichts	einer	zeitlich	verzögerten	Entwick-
lung	der	Technik	möglicherweise	dazu	veranlasst	sah,	sowohl	den	
Umfang	der	Funktionen	der	Geräte	als	auch	den	Kreis	der	für	den	
Pflichteinbau	vorgesehenen	Fälle	für	die	SMGW	der	“ersten	Genera-
tion”	vorerst	einzuschränken	(Vgl.	Vollmer	2021).	

für viele Akteure eine weitere Verunsicherung be-
deutet, reagieren einige Unternehmen eher verhal-
ten. Nach Auskunft einiger Branchenvertreter*innen 
machen beim Rollout viele auch nach dem Urteil 
„unbeeindruckt weiter“ (Arnold 2021). Einige Un-
ternehmen setzen den Einbau der Geräte im bishe-
rigen Tempo im Vertrauen darauf, dass die künftige 
gesetzliche Neuregelung die schon geschaffenen ma-
teriellen Tatsachen berücksichtigen wird. In anderen 
Beispielen haben die Unternehmen im Vorfeld um-
fangreiche Investitionen in die dazugehörige IT-Inf-
rastruktur getätigt und sind jetzt darauf angewiesen, 
den Einbau der SMGW voranzutreiben, um bald Um-
satz zu generieren (Arnold 2021). Die Digitalisierung 
der Netze wird also trotz Unsicherheit der Gesetze 
von den Unternehmen weitergeführt, die dies in ih-
rer Zielsetzung stark verankern und in dem Bereich 
schon investiert haben. Der Bundesverband Energie-
markt & Kommunikation e.V. (edna) bspw. zeigt sich 
vom Beschluss des OVG Münster wenig überrascht: 
„Sowohl die sternförmige Kommunikation, die Inte-
roperabilität, die Schaltfähigkeit als auch die neuen 
Tarifmöglichkeiten seien zunächst zurückgestellt 
worden, um die – durch die hohen Sicherheitsvor-
gaben erforderlichen – Prozessketten aufbauen zu 
können. Dass dies aber nicht gesetzeskonform sei, 
hätten viele Praktiker des Energiemarkts vorhergese-
hen“ (50,2 Magazin 2021a). 
Das BSI hingegen betont die Notwendigkeit eines 
schnellen, einheitlichen und “flächendeckenden” 
Rollouts - nicht nur für die Entwicklung neuer Ge-
schäftsmodelle, die schon an den vorhandenen 
Möglichkeiten der neuen Technik ansetzen können, 
sondern auch für die Umsetzung der Energiewende 
insgesamt.16 Nach dem Urteil des OVG Münster zeigt 
sich die Behörde “überrascht” (BSI 2021). Auch die 
Hersteller der BSI-zertifizierten SMGW-Systeme kri-
tisieren die Blindheit der übrigen Gerätehersteller 
für übergeordnete Probleme, welche die Schaffung 
einer kritischen Infrastruktur mit sich bringe. In ei-

16	 Diese	 Position	 des	 BSI	 wird	 im	 Beschluss	 des	 VG	 Köln	 vom	
21.07.2020 (Az.: 9 L 663/20) wiedergegeben. 
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nem Kommentar gegenüber dem 50,2 Magazin hebt 
ein Vertreter eines der BSI-zertifizierten Geräte die 
grundsätzliche Richtigkeit des gewählten Standardi-
sierungsansatzes hervor und fügt an: „Es ärgert mich 
am meisten, dass der OVG-Beschluss als Alibi genutzt 
wird, um eine proprietäre Systemvielfalt für eine kri-
tische Infrastruktur zu fordern“ (50,2 Magazin 2021b).
Durch das Aussetzen des (zunächst nur für die Klä-
ger*innen) verpflichtenden Rollouts werden auch 
andere Stimmen laut. Zu bedenken ist dabei, dass 
mit der Rollout-Pflicht zwei Abhängigkeiten einher-
gehen: Zum einen besteht – wie bereits gezeigt – eine 
Abhängigkeit von den spezifischen zertifizierten Ge-
räteherstellern. Zum anderen besteht eine Abhängig-
keit von der Technik der SMGW selbst. Der Bundes-
verband Erneuerbare Energien e.V. (BEE), welcher 
Unternehmen und Verbände unterschiedlicher Art 
versammelt, die sich für die langfristige Vollversor-
gung durch erneuerbare Energien einsetzen, fordert 
beispielsweise Alternativen im Solarbereich: 
„Grundsätzlich ist der Einsatz des Smart Meter Ga-
teways (SMGW) nicht alternativlos. Für die sichere 
Fernsteuerung von Anlagen gibt es auf dem interna-
tionalen Markt ein breites Angebot an Lösungen. Der 
verpflichtende Einbau des Smart Meter gefährdet 
die Wirtschaftlichkeit gerade kleinerer PV-Anlagen.“ 
(BEE-Geschäftsführer Wolfram Axthelm in Presse-
Box 2021) 
Der BEE fordert daher eine Beschränkung der Smart 
Meter auf Neuanlagen nach Markterklärung durch 
das BSI. Auch weitere Alternativlösungen – so z.B. 
mobile Lösungen für Zählerauslesung – werden ins 
Gespräch gebracht.
Die in diesem Abschnitt dargestellte Entwicklung de-
monstriert die Bereitschaft und Fähigkeit organisati-
onaler Akteure, aktiv Ungereimtheiten in den Geset-
zen zu entdecken, Spielräume zu suchen und sogar 
riskante Strategien zu verfolgen, um ihre Prioritäten 
zu verteidigen. Sie machen für den Gesetzgeber Pro-
bleme sichtbar und handeln zumindest teilweise am 
Rande des Gesetzes, um arbeitsfähig zu bleiben und 
ihre Ziele zu erreichen. Schon das Ergebnis des Ge-
richtsverfahrens demonstriert, dass ihren Bemühun-

gen Folge geleistet wird. Die Reaktion des BSI wie-
derum verdeutlicht, dass auch auf die Politik zurück 
gewirkt wird.

Gesetzliche Nachjustierungen als Anpassung 
an die Praxis

Weitere Wirkungen der Handlungen von den Markt-
teilnehmern zeigen sich schnell. Als Reaktion auf die 
Klagen wird im Mai 2021 ein Maßnahmenbündel zur 
Stärkung des Rollouts in technischer Sicht veröffent-
licht. Zudem wird im Juni 2021 das MsbG novelliert. 
Die Novelle enthält eine Reihe von begrifflichen Klä-
rungen sowie Zugeständnisse an die Praxis. 
Vor allem reagiert die Novelle auf die Bestrebun-
gen in der Praxis, die fehlenden Funktionen bei den 
SMGW zu kompensieren. So schlägt sie einen „syste-
mischen“ Ansatz vor: Die Definition des intelligenten 
Messsystems nach § 2 Nr. 7 MsbG wird präzisiert und 
schließt nun Backend-IT-Systeme der betroffenen 
Administrator*innen und Anwender*innen neben 
SMGW mit ein. Das hat zur Folge, dass nicht mehr 
alle Funktionalitäten des intelligenten Messsystems 
im SMGW abgebildet werden müssen, sondern einige 
Kommunikationsfunktionen in die Backend-Systeme 
integriert werden können: 
“Deutlich wird, dass das Smart Meter Gateway als 
Baustein im neuen Energiesystem nur durch Interak-
tion im Ökosystem mit Zählern, Anwendungen, Ba-
ckendsystemen und Marktteilnehmern seine Aufga-
be erfüllen kann. Auch wurde nochmals klargestellt, 
dass der Funktionsumfang der SMGW gemäß § 21 
MsbG erfüllt wird und dass es keine Einschränkung 
beim Thema Sicherheit geben wird.” (EnergyBlog 
2021) 
Darüber hinaus wird das BSI dazu ermächtigt, künf-
tig „gestufte“ Markterklärungen abzugeben. Die 
schon verbaute Technik (SMGW) fällt unter den Be-
standsschutz im Vertrauen darauf, dass sie im Nach-
hinein zertifiziert werden könnte.17 Darüber hinaus 
wird der Ausschuss Gateway-Standardisierung nach 

17	 Das	 BSI	 behält	 trotzdem	 das	 Recht,	 aus	 Sicherheitsgründen	 den	
Einbau bestimmter Technik zu verbieten.



15

Skripchenko / Albrecht  / Besio / Hoffmann – 
Welche Digitalisierung braucht Nachhaltigkeit? 

01/2023

§ 27 MsbG beim Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz etabliert, um den Prozess der Zerti-
fizierung und Anpassung der technischen Standards 
auf eine breitere Basis zu stellen.
Zusätzlich wird im Juli 2021 die technische Richtli-
nie zur Ausgestaltung der SMGW konkretisiert, um 
die im MsbG geforderte Interoperabilität sicherzu-
stellen. Mit dieser Novelle finden die von den Orga-
nisationen in der Praxis entwickelten und erprobten 
Lösungen Eingang in die Gesetzgebung: Einerseits 
kommt es zu einer Verschiebung der Funktionen des 
Gerätes. Andererseits wird es möglich, die Funktion 
der Marktkommunikation aus dem aktuell gelten-
den SMGW-Modell herauszulösen. Am Prozess der 
Einführung der Smart Meter sieht man ganz eindeu-
tig, dass die Regulierung eines komplexen Systems 
nie „top-down” und „ein für alle Mal” durchgesetzt 
werden kann. Vielmehr entfalten die praktischen 
Entwicklungen, die von verschiedenen Adressaten 
der Gesetzgebung getragen werden, mit der Zeit Wir-
kung. 
Bald darauf kommt es zu einer weiteren Erschütte-
rung. Kurz bevor das Verwaltungsgericht Köln über 
die Aufhebung der Allgemeinverfügung des BSI 
verhandeln sollte, zieht das BSI am 20. Mai 2022 die 
Marktverfügbarkeitserklärung für die Smart Meter 
Gateways vom Februar 2020 zurück. Somit sind die 
durch den Pflichtrollout vorgesehenen Einbaufris-
ten für die grundzuständigen Messstellenbetreiber 
ausgesetzt. Die geplante Gerichtsverhandlung findet 
nicht mehr statt (Dierks 2022). Im Anschluss an den 
eigenen Rückzug entwickelt das BSI eine Übergangs-
regelung, um den Messstellenbetreibern eine vorü-
bergehende rechtliche Grundlage für den weiteren 
Einbau der Technik zu bieten. Das BSI reagiert so-
mit auf die gelebte Praxis der Unternehmen und auf 
offene Kritik. Jedoch sind nicht alle Unternehmen 
mit dieser Entscheidung einverstanden. Zum aktu-
ellen Zeitpunkt (Stand Oktober 2022) geht ein wei-
teres Unternehmen (ein Anbieter von intelligenten 
Stromzählern, Steuerungssystemen und Messdienst-
leistungen) rechtlich gegen die die Aufhebung der 
Marktverfügbarkeitserklärung durch das BSI vor. Der 

Vorsitzende des klagenden Unternehmens äußert 
sich wie folgt: 
„Deutschland hat die Energiewende als von über-
ragendem öffentlichen Interesse erklärt – und wir 
setzen sie mit unseren Kunden bereits um. Eine Ver-
zögerung der Energiewende kann sich Deutschland 
überhaupt nicht leisten, das ist spätestens durch den 
Krieg in der Ukraine allen klar. Die Hausheld AG legt 
daher in Abstimmung mit ihren Stadtwerke-Kun-
den heute Widerspruch gegen die Aufhebung der 
BSI-Markterklärung ein.“ (EnergyBlog 2022) 
Das klagende Unternehmen ist für die Weiterentwick-
lung seines Geschäftsmodells (Voll-Rollout-Konzep-
te) darauf angewiesen, dass die Kund*innen – über-
wiegend Unternehmen aus dem Kommunalbereich 
– weiterhin Voll-Rollout-Konzepte einkaufen und im-
plementieren. Darin ist das Interesse des Unterneh-
mens an der Fortführung der Rollout-Pflicht begrün-
det (Interview 08). Dadurch wird einerseits deutlich, 
dass das Unternehmen mit dem Rollout der Smart 
Meter rein ökonomische Ziele mit der Energiewen-
de verbindet. An dieser Stelle wird die Energiewende 
wieder explizit adressiert.18 Andererseits wird hier 
eine neue Thematik angedeutet: Die Versorgungssi-
cherheit als Wert, der durch den russischen Angriffs-
krieg an Bedeutung gewonnen hat. So wird durch 
den Verweis auf gesellschaftlich wünschenswerte 
Ziele das Handeln des Unternehmens legitimiert. 
Die Auseinandersetzungen um den Rollout haben 
starke Interessengegensätze und Spannungen offen-
gelegt, welche die Dynamik der Digitalisierung der 
Energiewende künftig weiterhin prägen werden: Ein 
Teil der Akteure vertritt die Position, dass das BSI 
schrittweise seinen Anspruch darauf zurücknehmen 
sollte, alle für den Betrieb der intelligenten Netze not-
wendigen Funktionen ausschließlich im SMGW-Ge-
rät abzubilden. Eine steigende Bedeutung wird dem 
Backend-IT-System oder dem „Energiemanagement-
system“ von Seiten spezifischer Messstellenbetrei-

18	 Der	Bundesverband	für	Energie-	und	Wasserwirtschaft	e.V.	(BDEW)	
bspw.	 fordert	 eine	 schnelle	 Fortsetzung	des	Rollouts;	 intelligente	
Messsysteme	seien	ein	wichtiger	Beitrag	zur	Energiewende	(BDEW	
2022).
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ber zugewiesen, die eine „Administratoren-Rolle“ 
übernehmen sollten. Diesbezüglich vermuten einige 
Expert*innen, dass die Auslagerung eines Teils der 
Funktionen ein Weg sei, den die Entwicklung der 
SMGW künftig einschlagen könnte: 
„Und ich glaube, da wird die Reise auch hingehen, 
dass man eben sagt – naja, also, von dieser allein-
seligmachenden Lösung des intelligenten Messsys-
tems wird man auch ein Stück weit wegkommen. 
Beziehungsweise das intelligente Messsystem, das 
Gateway, wird stärker auf die Funktion konzentriert, 
dass es ebenso eine sichere Kommunikationseinheit 
darstellen [wird], [...] sozusagen, ein abhörsicheres 
Telefon. [...] Das klingelt beim Kunden an und sagt 
dann sozusagen dem ,Butler’ des Kunden, was er zu 
tun hat, nämlich - dem Energiemanagementsystem.“ 
(Interview 8) 
Insbesondere bei den grundzuständigen Messstellen-
betreibern werden in Hinblick auf die Zugeständnis-
se des Gesetzgebers neue Erwartungen in Hinblick 
auf die Übernahme der Steuerungsfunktion geweckt. 
Als eine Reaktion auf den Rollout des SMGW, der als 
technisch unzureichend bewertet wurde, wird in der 
Branche verstärkt eine komplementäre technische 
Lösung diskutiert – die „Steuerbox”. Die Option, dass 
künftig auch der Betrieb der Steuerbox in die Zustän-
digkeit des Messstellenbetreibers fallen könnte, be-
wertet ein Interviewpartner aus einem Stadtwerk als 
wahrscheinlich: 
„Wenn sie [die Steuerbox] jetzt eingeführt wird, dann 
[soll sie] auf jeden Fall an das Gateway angeschlossen 
werden. Und das Gateway ist in der Hoheit des Mess-
stellenbetreibers. Damit [...] ist davon auszugehen, 
dass die Steuerbox genauso in die Hoheit vom Mess-
stellenbetreiber kommt, weil er es ja andocken muss 
daran. [..] Ist zumindest mal die Wahrscheinlichkeit, 
dass es so kommen wird, sehr hoch.” (Interview 7) 
Wenn neue technologische Elemente wie die Steu-
erbox hinzukommen, liegt es nahe, dass die schon 
vorhandene Infrastruktur der SMGW und die ange-
häufte Expertise des Messstellenbetreibers von den 
Regulierungsinstanzen berücksichtigt werden. Vor 
diesem Hintergrund werden die Messstellenbetrei-

ber von der Bundesnetzagentur (BNetzA) als mögli-
che Träger der Steuerungsfunktion in Verbindung 
mit der Steuerbox in Betracht gezogen. So bietet die 
Regulierungsbehörde in einem ersten Entwurf zur 
Ausgestaltung der „Steuerungshandlungen” im Netz 
eine Lesart des MsbG an, die der Rolle des Messstel-
lenbetreibers die Verantwortung für die Herstellung 
von Steuerbarkeit und die laufende Durchführung 
der Steuerung zuweist (vgl. BNetzA 2022d). Dage-
gen richtet sich die Position des Forums Netztech-
nik/Netzbetrieb des Verbandes der Elektrotechnik, 
Elektronik und Informationstechnik (VDE FNN): 
Die Messstellenbetreiber sollten im Umgang mit der 
Steuerbox die Administrationsfunktion beibehalten, 
dabei sollte die Koordinationsfunktion davon entkop-
pelt sein. Die Steuerungsbefugnisse im Netz sollen 
beim Netzbetreiber liegen (VDE FNN 2022). 

Die Regulierung der Digitalisierung hat nicht nur 
Folgen auf der technischen Ebene, sondern auch für 
die Definition von Nachhaltigkeit: Geräte, die den 
Konsum genau anzeigen, ermöglichen den Verbrau-
cher*innen eine Steuerung des eigenen Energiebe-
darfs, der mit Verzicht oder flexibler Einschränkung 
einhergehen kann. Wenn die Sichtbarkeit des eige-
nen Konsums im Gerät von vornherein und flächen-
deckend eingebaut ist, liefert die Technik relevante 
Informationen und legt ein intelligentes Konsum-
verhalten nahe. Konsument*innen ist es aber weit-
gehend selbst überlassen, wie sie dies gestalten und 
welche ökonomischen und/oder ökologischen Kalku-
lationen sie ihrem Entscheidungsverhalten zugrunde 
legen. Kommunikationssysteme, die Konsumdaten 
ins Netz weitergeben, bilden zudem eine Basis für 
eine Steuerung des Energieverbrauchs durch ent-
sprechende Stellen. Doch noch ist nicht eindeutig 
geklärt, wie mit solchen Steuerungsmöglichkeiten 
umgegangen werden kann – die Verhandlungen um 
das Steuerbare-Verbrauchseinrichtungen-Gesetz 
(SteuVerG) verdeutlichen diese Unklarheit (vgl. z.B. 
m2g consult 2021 oder Schlandt 2022). Dies kann mit 
einem Verständnis von Nachhaltigkeit als einem ge-
sellschaftspolitischen Projekt einhergehen, das Steu-
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erung und Einschränkung individuellen Verhaltens 
beinhaltet. Relevante Entscheidungsspielräume der 
Einzelnen könnten dadurch also limitiert werden.

5. Diskussion: Re-Spezifkationen 
und Rekursivität in der rechtlichen 
Regulierung der Digitalisierung der 
Netze

Der Fall verdeutlicht, dass bei der Frage der Digitali-
sierung der Netze die gesetzliche Regulierung nicht 
als ein harmonisierender top-down Prozess verstan-
den werden kann, sondern stark umkämpft ist. In 
den vorgestellten Aushandlungen zeigt sich, dass Ak-
teure mit unterschiedlichen Interessen um die Um-
setzung der Digitalisierung der Netze ringen. Durch 
die Pluralität an Interessenträger*innen, welche die 
Dezentralisierung der Netze mit sich gebracht hat, 
können die Gesetzesaushandlungen durchaus als 
mühsam und stockend beschrieben werden.
In Hinblick auf die Re-Spezifikationen durch die Or-
ganisationen zeigt sich, dass die Beteiligten unter-
schiedlich mit den derzeitigen gesetzlichen Regelun-
gen umgehen und ihre spezifische Umgangsweisen 
wiederum die Gesetzgebung beeinflussen.

Re-Spezifikation der Gesetze 

Im Falle des Smart Meter Rollouts lässt sich zeigen, 
dass durch die Einmischung der Akteure, die vom 
Gesetz hauptsächlich betroffen sind – also Messstel-
lenbetreiber und Gerätehersteller – der verpflichten-
de Rollout schlussendlich ausgesetzt wird. Der Ein-
bau von standardisierten SMGW ist nun nicht mehr 
gesetzlich verpflichtend, wenn auch noch ein Wider-
spruchsverfahren gegen die Aufhebung der Markt-
verfügbarkeitserklärung läuft. Insbesondere mit der 
Übergangsregelung zum Schutz der aktuellen Ein-
baupraxis hat sich das BSI also an den Umgang der 
organisationalen Akteure mit gesetzlichen Regelun-
gen angepasst. Da diese Anpassung für einige Akteu-
re wiederum ungünstig ist, fahren einige Stadtwerke 
trotz Rechtsänderung – wie unsere Interviews gezeigt 

haben – mit dem Einbau der zertifizierten Geräte 
fort. Sie gehen davon aus, dass bald eine neue Mark-
terklärung kommen wird; d.h. sie antizipieren die 
Aktivitäten des Gesetzgebers und tun dabei mehr als 
gesetzlich gefordert. Wir sehen hier einerseits eine 
durch die frühere Gesetzgebung ausgelöste Pfad-
abhängigkeit, da Akteure wie die Stadtwerke sich auf 
eine spezifische Technik eingestellt und bereits darin 
investiert haben. Andererseits zeigt sich, dass diese 
Akteure den Einbau der Technik als gewinnbringend 
für ihre Geschäftsmodelle sehen und ein starkes Inte-
resse daran haben, den eingeschlagenen Pfad weiter 
zu verfolgen und auszubauen. So ist den Stadtwerken 
bspw. bewusst, dass der Einbau von solchen Geräten 
auch die Möglichkeit bietet, mit neuen Kund*innen 
in Kontakt zu kommen: 
„Weil Messstellenbetrieb nur des Messstellenbetriebs 
wegen, das ist kein erfolgreiches Geschäftsmodell. 
Für uns ist es halt immer Messstellenbetrieb, heißt 
auch Lieferung, und wir sind beim Kunden. Wir sind 
im Messstellenbetrieb beim Kunden, wir sind mit 
dem Namen beim Kunden. Dann haben wir es auch 
leichter mit der Lieferung. Unser Ansatz ist: Wenn 
der Messstellenbetrieb weggeht, dann ist es auch 
wahrscheinlich, dass die Lieferung weggeht. Ja, und 
deswegen ist der Messstellenbetrieb halt mittlerwei-
le wichtiger geworden, als er das vielleicht früher 
war.” (Interview 4)
Die Geschäftsmodelle im Bereich Smart Metering 
werden laufend entwickelt, so kann der Messstellen-
betrieb nicht nur mit dem Energievertrieb, sondern 
mit dem Vertrieb solcher innovativen Leistungen wie 
SmartHome o.Ä. verknüpft werden. Die Frage, ob 
und wann die neuen Leistungen massenhaft an At-
traktivität gewinnen können, bleibt momentan noch 
offen. Die wettbewerblichen Messstellenbetreiber 
können dabei ihre Vorteile ausnutzen und im Unter-
schied zu grundzuständigen Messstellenbetreibern 
beispielsweise bestimmte abrechnungsbezogene 
Leistungen deutschlandweit anbieten. 
Was für den einen organisationalen Akteur ein Zwang 
zum Einbau funktional unzureichend ausgestatte-
ter Technik ist, ist für den anderen ein Weg zum Er-
folg seines Geschäftsmodells, das bei relativ basalen 
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Funktionen des Geräts ansetzt. Diese unterschiedli-
chen Perspektiven befeuern die Auseinandersetzung 
um die Ausgestaltung der Technik und somit aber 
auch um die allgemein bindenden Normen, die da-
mit in Zusammenhang stehen. Geschäftsmodelle und 
Organisationsziele, verfügbare Technik und schon 
getätigte Investitionen sowie die Rolle, Position und 
Aufgabe der Organisation im jeweiligen Sektor sind 
einschlägige Elemente, die zu unterschiedlichen Be-
wertungen der Gesetzeslage und zu unterschiedli-
chen Bewältigungsstrategien im Feld führen. Diese 
organisationalen Eigenschaften, die aus der orga-
nisationalen Eigenlogik entstehen, stehen in enger 
Verbindung mit den Erwartungen an den Gesetzge-
ber: Wer eine rasche Regulierung erwartet, sieht an-
dere Handlungsspielräume, als wer mit Unsicherheit 
rechnet. Selbst die Wahrnehmung der Absichten des 
Gesetzgebers steht in Zusammenhang mit dem eige-
nen Geschäftsmodell: Gerätehersteller etwa, die auf 
die Produktion bestimmter Geräte angewiesen sind, 
arbeiten mit ihrem Geschäftsmodell weiter und zei-
gen sich dahingehend optimistisch, dass die gesetzli-
che Regulierung ihre Tätigkeiten nachträglich legiti-
mieren wird (vgl. Interview 3). 
Organisationale Handlungen, die im Graubereich 
oder über das Gesetz hinausgehen, schaffen Tatsa-
chen im Bereich der Digitalisierung, die nicht im 
Gesetz vorgegeben sind. Es werden weiterhin eigene 
technische Lösungen entwickelt und benutzt, die an 
spezifische Bedürfnisse der Organisation angepasst 
sind, aber nicht in einem gesamten Konzept ent-
wickelt wurden. Somit wird die Digitalisierung der 
Netze auf der Ebene der Praxis durch die jeweiligen 
Re-Spezifikationen vorangetrieben. Die digitale Inf-
rastruktur der Energiewende ist also nicht Ergebnis 
von top-down Prozessen, die mit dem Begriff der 
Nachhaltigkeit als Startpunkt ein stimmiges und har-
monisierendes Konzept entwickeln, welches dann 
implementiert wird; sie ist Ergebnis einer gemisch-
ten Interessenlage von unten. 

Rekursivität in der rechtlichen Regulierung 

Die Erkenntnisse weisen zudem darauf hin, dass 
Gesetz und organisationale Praxis in einem rekursi-
ven Verhältnis stehen. Rechtliche Vorgaben werden 
nicht einfach angenommen, sondern vielmehr inter-
pretiert, diskutiert und kritisiert. Schlupflöcher, un-
zureichende Bestimmungen und Ungereimtheiten 
werden hervorgehoben und je nach organisationalen 
Zielen ausgelegt und benutzt.
Organisationale (Re-)Aktionen tragen in zweifacher 
Art und Weise zur Änderung und Weiterentwicklung 
von Gesetzen und Regulierungen bei. Zum einen zeigt 
sich, dass die rechtlichen Regelungen durch die akti-
ve Einmischung der eigentlichen Adressaten der Ge-
setze (Organisationen) beeinflusst werden können. 
In unserem Fall wird deutlich, wie durch die Einmi-
schung von bestimmten Akteuren z.B. durch Klagen 
oder Lobbyarbeit, Gesetze verändert bzw. verhindert 
werden können. Zum anderen tragen Organisationen 
durch ihre Re-Spezifikationen der geltenden rechtli-
chen Regelungen durch die konkreten Handlungen, 
Entscheidungen, Praktiken, technischen Lösungen 
usw. stark dazu bei, wie sich die Digitalisierung der 
Netze in der Praxis gestaltet. Durch ihre Handlungen 
werden neben den geltenden gesetzlichen Normen 
Tatsachen im Bereich der Netze geschaffen, die zu 
bestimmten Pfadabhängigkeiten führen (wie z.B. 
im Fall der SMGW). Die technischen und organisati-
onalen Formen der Digitalisierung, die de facto zur 
Verfügung stehen, üben Druck auf den Gesetzgeber 
aus. Der Gesetzgeber kann sie daher nur schwer-
lich vernachlässigen und muss sie vielmehr bei den 
nächsten Regulierungsschritten mitberücksichtigen. 
Rechtliche Regulierung muss demnach stets in ihrer 
prozesshaften Rekursivität – im Zusammenspiel mit 
der Praxis – begriffen werden.
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6. Schluss: Wie viel Nachhaltigkeit 
steckt in der Digitalisierung der 
Netze? 

Die hier illustrierten Entwicklungen um das MsbG 
sind ein markantes Beispiel dafür, dass gesellschaft-
liche Normen stets ausgehandelt werden: Die po-
litisch angestrebte harmonisierende Wirkung der 
Digitalisierung der Energiewende, die dezentrale 
Energieproduzenten und Konsument*innen besser 
koordinieren und dabei unterschiedliche Interessen 
in Einklang bringen sollte, ist (noch) nicht in Sicht. 
Gut aufzuzeichnen ist hingegen ein sich in der Zeit 
entwickelndes Zusammenspiel von rechtlichen Re-
gelungen und organisationalen Reaktionen; in die-
sem Zusammenspiel von Regelung und Praxis zeigt 
sich die rekursive Bildung von Normen. Dabei wird 
das Prinzip der Nachhaltigkeit in kodifizierte Geset-
ze verwandelt, die in der Folge von verschiedenen 
betroffenen Akteuren unterschiedlich interpretiert, 
konkretisiert, kritisiert usw. werden. Die daraus re-
sultierenden Aushandlungen betreffen nicht den 
Wert der Nachhaltigkeit an sich, sondern technische 
und praktische Lösungen, die in Zusammenhang mit 
Interessen und Zielen der jeweiligen Organisationen 
gebracht werden. Spezifische Lösungen können vor-
angetrieben werden, obwohl ihr Beitrag zur Nachhal-
tigkeit nicht nachgewiesen ist. Insbesondere in unse-
rem Fall bleibt es fraglich, ob die eingebaute Technik 
der SMGW für Privatkund*innen in puncto Nachhal-
tigkeit einen Mehrwert darstellt. Trotz des unklaren 
Bezugs zum eigentlichen Ziel der Nachhaltigkeit flie-
ßen die in diesem Kontext entstandenen organisatio-
nalen Re-Spezifikationen, welche kritisch-diskursive 
sowie praktische Elemente umfassen, dann wieder 
in die Gesetzgebung ein und gestalten Zeiten, For-
men und Schwerpunkte der Energiewende mit.
Wenn man dies berücksichtigt, kann man das Ver-
hältnis zwischen Nachhaltigkeit und Digitalisierung 
anders thematisieren. Wie eingangs beschrieben, 
gelten Digitalisierung und Nachhaltigkeit im öffent-
lichen Diskurs häufig als sich gegenseitig verstär-
kend – mehr noch: Digitalisierung gilt als Treiber der 

Energiewende (BNetzA 2022a). Zwar gibt es einige 
kritische Stimmen, die behaupten, dass Digitalisie-
rung – beispielsweise durch den hohen Bedarf an 
Ressourcen – der Nachhaltigkeit entgegensteht (Lenz 
2021). Insgesamt wird aber in der Politik davon aus-
gegangen, dass eine nachhaltige Zukunft nicht ohne 
Digitalisierung gedacht werden kann; auf den Punkt 
gebracht: Digitalisierung ermöglicht Nachhaltigkeit. 
Hier wird vor allem der technische Aspekt hervor-
gehoben; mit dem Fokus auf die Funktionalität der 
Digitalisierung wird betont, dass Nachhaltigkeit erst 
durch Digitalisierung technisch umgesetzt werden 
kann. 
Gleichzeitig lässt sich argumentieren, dass Nach-
haltigkeit als indisputabler Wert benutzt wird, um 
Digitalisierung in spezifischen Formen voranzutrei-
ben, die für die beteiligten organisationalen Akteure 
vorteilhaft sind. Nachhaltigkeit wird nicht debattiert. 
Sie wird in den Aushandlungen der Organisationen 
unterschiedlich re-spezifiziert und nutzbar gemacht. 
Im analysierten Fall gestalten die ausgehandelten 
Gesetze und die tatsächlich eingebaute technische 
Infrastruktur die Bedeutung von Nachhaltigkeit in 
einer unintendierten Art und Weise mit. Diese Ele-
mente definieren, welche Konsumdaten von wem 
erhoben, gesammelt, gesehen, kommuniziert und 
als Grundlage für die Steuerung von nachhaltigem 
Handeln benutzt werden können. Sie prägen hiermit 
Macht- und Einflussverhältnisse im Energiebereich. 
Die Folgen für das Verständnis von Nachhaltigkeit 
zeigen sich insbesondere in Bezug auf zwei Fragen: 
1. Sollten Smart Meter nur an den Anschlüssen von 
Gewerben oder auch bei Privatkund*innen einge-
baut werden? 2. Sollten die eingebauten Geräte eine 
Steuerung der Netze und somit des Konsums von 
Seiten koordinierender Stellen ermöglichen? Insge-
samt geht es um die Frage, welche Akteure Wissen 
und Entscheidungsspielräume bezüglich Konsum-
verhalten bekommen und somit die Verantwortung 
für nachhaltiges Handeln tragen sollen. Im Hinblick 
auf Nachhaltigkeit tragen organisationale Praktiken 
und Diskurse dementsprechend dazu bei, zu bestim-
men, inwiefern eine Kollektivleistung, die auch mit 
potenziellen Einschränkungen für den Konsum ein-
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hergeht, eine mögliche Option ist.
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